
 
 
 
 

Niederschrift 
 

über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
(öffentlicher Teil) 
 

vom 27.08.2025 
 

in Oppenheim, Ratssaal des Verwaltungsgebäudes, Sant Ambrogio-Ring 33 
 
 

Beginn: 19:00 Uhr Ende: 21:43 Uhr 
  

 

Stimmberechtigt: 
 

Anwesend: 
 

Martin Groth Bürgermeister und Vorsitzender   
Mario Gebhardt Ausschussmitglied   
Joshua Schmitt Ausschussmitglied   
Melanie Schindel Ausschussmitglied   
Hans-Thomas Zimmerer Ausschussmitglied   
Hubert Horn Ausschussmitglied   
Lena Knappek Ausschussmitglied   
Christina Bitz Ausschussmitglied   
Viola Kern Ausschussmitglied   
Stephanie Steichele-Guntrum Ausschussmitglied   
Friedhelm Schmitt Ausschussmitglied   
Barbara Krenzer Ausschussmitglied   
Raimund Darmstadt Ausschussmitglied   

 

Entschuldigt: 
 

Carsten Propp Ausschussmitglied   
Wilhelm Horn Ausschussmitglied   

 

Nicht stimmberechtigt: 
 

Anwesend: 
 

Gabriele Wagner 1. Beigeordnete   
Stefan Herte 2. Beigeordneter   
Dr. Dieter Thomas Tietze 3. Beigeordneter   
Jutta Hoff 4. Beigeordnete   

 

Für die Verwaltung: 
 

Anwesend: 
 

Steven Livingston Fachbereichsleiter Bauen und Umwelt   
Julian Mader Fachbereichsleiter Bürgerdienste 

(kommissarisch) 
  

Christopher Schaad stellvertretender Fachbereichsleiter 
Finanzen 

  

Reinhold Pfuhl Büroleiter   
Satinder Zinßler Schriftführung   
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Gäste: 
 
Herr Beck Constrata (zu TOP 1 bis 20:27 Uhr)   
Herr Ditschuneit 4a Architekten (zu TOP 1 - bis 20:27 Uhr)   
Herr Kipping 4a Architekten (zu TOP 1 - bis 20:27 Uhr)   

 
 
 
Die Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sind mit 
der Einladung vom 20.08.2025 auf Mittwoch, 27.08.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tages-
ordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt 
gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
Hinweis zur Tagesordnung 
Zu Beginn der Sitzung informiert der Vorsitzende, Herr Martin Groth, dass der Tagesordnungs-
punkt 2.1 "Bericht der Digitalisierungsbeauftragten" auf die nächste Sitzung verschoben werden 
muss. Die zuständige Kollegin sei krankheitsbedingt verhindert; zudem liege der Bericht derzeit 
noch nicht vollständig vor. Der Ausschuss stimmte der Verschiebung des Tagesordnungspunktes 
mit folgender Stimmenverteilung zu: 12 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme, 0 Enthaltungen. 
 
Seitens der Ausschussmitglieder wurde angemerkt, dass der Bericht, sobald er finalisiert ist, um-
gehend an die Mitglieder des Ausschusses verteilt werden soll. Der Vorsitzende bestätigte dies 
und sagte eine zeitnahe Übermittlung des Berichts zu. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Sachstand Neubau Hallenbad 

 
2. Angelegenheiten Zentrale Dienste / Tourismus 

 
2.1 Bericht der Digitalisierungsbeauftragten 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0093) 
 

2.2 Einführung von eGOVernor Forms für die Erstellung von Antragsstrecken  
zu OZG Typ 5 Leistungen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0102) 
 

2.3 DAB Dokumentenausgabebox gegebenenfalls in Containerlösung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0125) 
 

3. Angelegenheiten des Fachbereiches Finanzen 
 

3.1 Zwischenstandsbericht des Haushalts zum 30.06.2025 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0111) 
 

3.2 Beratung und Beschlussfassung über die 1. Nachtragshaushaltssatzung  
und des Nachtragshaushaltsplan der Verbandsgemeinde Rhein-Selz für  
das Haushaltsjahr 2025 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0110) 
 

4. Angelegenheiten Bauen und Umwelt 
 

4.1 Feuerwehrgerätehaus Oppenheim, Freigabe Kosten 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0120) 
 

5. Angelegenheiten des Fachbereiches Bürgerdienste 
 

5.1 Feuerwehrbedarfsplan 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0114) 
 

5.2 Änderung im Fahrzeugbeschaffungskonzept bezüglich Mehrzweckfahrzeugen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0085-1) 
 

5.3 Verkauf von Feuerwehrfahrzeugen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0084-1) 
 

5.4 Ermächtigung zur Ausschreibung und zur Vergabe:  
TSF-W Dolgesheim und TSF-W Ludwigshöhe 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0112) 
 

5.5 Ermächtigung zur Ausschreibung und zur Vergabe von sieben 
Mannschaftstransportfahrzeugen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0113) 
 

5.6 Grundschule "Am Gautor" Oppenheim 
Hier: Beratung und Beschlussfassung zur Beschaffung von Klassenraum-Mobiliar 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0107) 
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5.7 Beratung und Beschlussfassung zum Erlass einer Katzenschutzverordnung 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0045-2) 
 

6. Mitteilungen 
 

7. Anfragen 
 

 
 

 
Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
 
1. Sachstand Neubau Hallenbad 

  
 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Martin Groth, eröffnet den Tagesordnungspunkt und übergibt 
das Wort an Herrn Beck vom beauftragten Projektsteuerungsbüro Constrata. Dieser stellt den 
siebten Statusbericht zum Neubau des Hallenbads Oppenheim vor. Die Präsentation umfasst 
die aktuelle Kostenentwicklung, den Projektzeitplan sowie einen Ausblick auf die nächsten 
Schritte. Wesentliche Inhalte: 
 

➢ Kosten: 
Rückstellungen für mehrere Gewerke wurden gebildet; derzeit keine Anzeichen  
für Budgetüberschreitungen. Förderfragen befinden sich in Klärung. 
 

➢ Termine: 
Es kam zu Verzögerungen bei Abbruch- und Erdarbeiten (je ca. 6 Wochen).  
Der Rohbaubeginn verschiebt sich auf Dezember 2025. Fertigstellung weiterhin  
für September 2027 geplant. 
 

➢ Ausblick: 
Erdarbeiten sollen bis Jahresende abgeschlossen sein. Die Vergabe des Edelstahl-
beckens und weiterer Gewerke wird vorbereitet. Barrierefreiheit ist Gegenstand 
laufender Abstimmungen mit dem Inklusionsbeirat. 
 

Im Anschluss daran übernehmen Herr Ditschuneit und Herr Kipping vom Architekturbüro 4a 
architekten die Vorstellung des Material- und Farbkonzepts für das geplante Hallenbad. Dazu 
wird eine Animation mit Außen- und Innenansichten des Gebäudes gezeigt. Darüber hinaus 
bringen die Architekten Materialmuster, unter anderem Fliesen, zur Ansicht mit. Diese werden 
den Ausschussmitgliedern zur Beurteilung präsentiert. 
 
Seitens des Ausschusses wird angemerkt, dass im Bereich der Badegäste mehr Ablage- bzw. 
Abstellflächen vorgesehen werden sollten. Die Architekten nehmen diesen Hinweis als To-do mit 
und sagen eine interne Prüfung der Umsetzbarkeit zu. Ein Ausschussmitglied regt zudem an, die 
Sitzflächen im Kinderbecken stärker abzurunden, um das Verletzungsrisiko zu minimieren. Auch 
dieser Punkt wird seitens der Architekten zur weiteren Bearbeitung aufgenommen. 
 
Abschließend laden die Vertreter von 4a architekten die Mitglieder des Ausschusses zu einem 
Besichtigungstermin in das neu fertiggestellte, aber noch nicht eröffnete Hallenbad in Bad Dürk-
heim ein, um die eingesetzten Materialien und das dort umgesetzte Farbkonzept vor Ort in Augen-
schein zu nehmen. Der Vorsitzende erklärt, die Organisation eines entsprechenden Termins ver-
anlassen zu wollen. 
 
Im Anschluss an diesen Tagesordnungspunkt verlassen die Gäste die Sitzung. 
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2. Angelegenheiten Zentrale Dienste / Tourismus 
  

2.1. Bericht der Digitalisierungsbeauftragten (verschoben) 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0093) 
 

 
Siehe Hinweis zu Beginn der Sitzung: Der Bericht wird krankheitsbedingt auf die nächste Sitzung 
verschoben. 
 
 
 
 
2.2. Einführung von eGOVernor Forms für die Erstellung von Antragsstrecken  

zu OZG Typ 5 Leistungen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0102) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Laut OZG-Änderungsgesetz (OZG 2.0) sollen Verwaltungsleistungen den Bürgerinnen, Bürgern 
und Unternehmen nicht nur online verfügbar sein. Sie sollen auch im Zusammenspiel mit der 
Verwaltung „Ende-zu-Ende“ umgesetzt werden. Der Prozess zur Verwaltungsleistung läuft damit 
durchgängig digital ab, von der Antragsstellung über Kommunikation und Sachbearbeitung bis 
zum finalen Bescheid. 
 
Viele Verwaltungsleistungen sind sehr komplex, wenig standardisiert und müssen von jeder Kom-
mune individuell angepasst werden. Sie werden als Typ 5 Leistung bezeichnet. In Verbands-
gemeindeverwaltungen gehören viele der angebotenen Leistungen zu diesem Typ. Bislang 
bieten wir online Formulare an. Diese können digital befüllt und anschließend als PDF herunter-
geladen werden.  
 
Die Formulare werden vom Land Rheinland-Pfalz bereitgestellt. Wir verwalten die Formulare mit 
dem Programm eGOVernor, der mit der Landesplattform rlp direkt verbunden ist. Über dieses 
Programm verwalten wir auch die Informationen zu unseren Verwaltungsleistungen sowie die 
zuständigen Ansprechpersonen. Der eGOVernor überträgt diese Informationen automatisiert auf 
unsere Website.  
 
Durch das Zusatzmodul eGOVernor Forms können wir die bisherigen Formulare durch digitale 
Antragsstrecken ersetzen. Die damit generierten Anträge werden direkt im eGOVernor durch die 
jeweilige Sachbearbeitung entgegengenommen und bearbeitet. Fehlende Unterlagen oder offene 
Fragen können über einen sicheren Rückkanal mit den Antragstellenden geklärt und abschlie-
ßend bearbeitet werden. Gegebenenfalls anfallende Gebühren werden online über ein integrier-
tes Payment bezahlt.  
 
Je nach Verwaltungsleistungen ist ein unterschiedliches Vertrauensniveau erforderlich. Für einen 
Teil genügt die Anmeldung zur Antragsstrecke durch eine Mail-Adresse. Leistungen mit einem 
höheren Sicherheitsbedarf erfordern eine Authentifizierung mit Personalausweis und BundID. 
Das Postfach der BundID wird in diesen Fällen zur Zustellung von Bescheiden genutzt. Mit 
eGOVernor Forms können wir für jede Leistung das passende Vertrauensniveau festlegen.  
 
Mit dem Modul DMS (Dokumentenmanagementsystem) wird jeder Bearbeitungsvorgang jeweils 
als eigene digitale Akte gespeichert. 
 
eGOVernor Forms bietet vorkonfigurierte Antragsstrecken in OZG Basis- und OZG Zusatzpaket, 
die wir individuell anpassen können. Zusätzlich können wir eigene Antragsstrecken gestalten.  
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Wir haben aus dem Pool von 55 Leistungen aus dem Basispaket ca. 30 Leistungen und aus 
dem Pool des Zusatzpakets von 93 Leistungen ca. 40 Leistungen aus dem Zusatzpaket identi-
fiziert, die für Verbandsgemeinden relevant sind und die wir derzeit nur als Formular oder noch 
gar nicht zur Beantragung anbieten.  
 
Aus dem Basispaket: 
 

• Anforderung Meldebescheinigung 

• Antrag auf Löschung einer Auskunfts-/Übermittlungssperre 

• Antrag - Gefährlicher Hund 

• Antrag vorläufiger Personalausweis 

• Anzeige einer Graffiti-Schmiererei 

• Ausnahmegenehmigung Parkerleichterung 

• Baumfällgenehmigung 

• Bestattungskosten - Erklärung zur Übernahme 

• Bewohnerparkausweis - Antrag 

• Fliegende Bauten 

• Gestattung vorübergehender Gaststättenbetrieb 

• Grabstätte - Antrag auf Einebnung 

• Grabstätte - Antrag auf Verlängerung des Nutzungsrechts 

• Grabstatte - Errichtung eines Grabmals 

• Hundesteuer Anmeldung 

• Hundesteuer Abmeldung 

• Kanal-Hausanschluss beantragen 

• Kinderhort - Anmeldung 

• Kirchenaustritt 

• Leichenpass 

• Meldebehörde - Anmeldung (inkl. Beiblatt zur Anmeldung) 

• Melderegisterauskunft - Antrag 

• Meldung eines Mangels in einer Asylbewerberunterkunft 

• Schadens- und Mängelmeldung 

• Schadensmeldung Straßenbeleuchtung 

• Straße/Bürgersteig - Schadensmeldung 

• Verkehr - Sondernutzungserlaubnis öffentlicher Fläche 

• Vollmacht melderechtliche Angelegenheiten 

• Vollmacht zur Vorlage beim Standesamt 

• Widerspruch gegen Datenübermittlung 

• Zahlungen in einer Fälligkeit 
 

Aus dem Zusatzpaket: 
 

• Abzug von Wassermengen bei der Berechnung von Schmutzwassergebühren 
beantragen 

• Abholung von Ausweispapieren 

• Anmeldung Eheschließung 

• Antrag auf Absetzung Frischwasser (bewirtschaftete Flächen) 

• Anzeige Ruhender Verkehr 

• Bauantrag Werbeanlage 

• Baulastenverzeichnis- Antrag auf Erteilung einer Auskunft 

• Ehefähigkeitszeugnis 

• Erklärung Schallschutznachweis 

• Erklärung Standsicherheitsnachweis 

• Geeignetheitsbestätigung - Spielgerät - Antrag 
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• Grabstätte- Überschreibung des Nutzungsrechts 

• Grundschule - Anmeldung 

• Grundsicherung -Mietbescheinigung 

• Handwerkerparkausweis - Antrag 

• Haushaltsbescheinigung 

• Hundesteuer - Anmeldung (inkl. SEPA Mandat) 

• Immobilienanfrage Gewerbliche Flächen 

• Immobilienanfrage Wohnbauland 

• Jahrmarkt/Kirmes/Volksfest - Anfrage Stellplatz 

• Maklergewerbe - Antrag 

• Ordnungswidrigkeitenanzeige 

• Parkberechtigung 

• Reisegewerbekarte - Antrag 

• Sammlungserlaubnis - Antrag 

• Schaustellung von Personen - Antrag 

• Spielgerate ($ 33 GewO) - Antrag 

• Standesamt - Erklärung zum Geburtsnamen 

• Standesamt - Vornamenserklärung 

• Übermittlungssperre 

• Urkunden aus dem Geburtenregister 

• Urkunden aus dem Sterberegister 

• Verbrennen pflanzlicher Abfälle - Anzeige gem 1. LVO 

• Vergnügungssteueranmeldung 

• Verkaufsveranstaltung - Antrag 

• Verkehrsrechtliche Anordnung Antrag 

• Verkürzung der Sperrzeit 

• Wahlplakat 

• Wohngeld - Mietbescheinigung 

• Zweitwohnungssteuer - Erklärung 
 
Die Umsetzung der einzelnen digitalen Antragsstrecken erfolgt in Projekten mit den jeweiligen 
Sachbearbeitungen.  
 
Zunächst nehmen die eGOVernor-Administratorinnen an einer Schulung des Anbieters teil. Dort 
lernen sie, die vorkonfigurierten Antragsstrecken auf die Belange der Verbandgemeindeverwal-
tung anzupassen, bzw. eigene Formulare zu erstellen.  
 
Parallel werden die Leistungen in Zusammenarbeit mit den Fachbereichen priorisiert.  
 
Die Anpassung der Antragsstrecken erfolgt in Abstimmung mit den Fachbereichen in enger 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Kolleginnen und Kollegen. Bevor eine Antragsstrecke 
online angeboten wird, erfolgt jeweils eine Schulung für den Umgang mit dem eGOVernor-
Programm. Auf dessen Oberfläche wird die Sachbearbeitung der Anträge erfolgen.  
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Kalkulation der Kosten: 
 

  netto 

  Einrichtung Wartung 
/Monat 

Wartung 
/Jahr 

Wartung 
/48 
Monate 

Einrichtung + 
Wartung/48 Monate 

Produkt/Leistung           

Modul "Designer" 2.800,00 € 228,00 € 
2.736,00 

€ 
10.944,00 

€ 13.744,00 € 

Modul "Bescheid"  1.240,00 € 54,80 € 657,60 € 
2.630,40 

€ 3.870,40 € 

Bibliothek "OZG 0,00 € 149,00 € 
1.788,00 

€ 
7.152,00 

€ 7.152,00 € 

Schulung 4 Std / 6 
TN 890,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 890,00 € 

Modul "DMS" 1.690,00 € 117,60 € 
1.411,20 

€ 
5.644,80 

€ 7.334,80 € 

Summe  6.620,00 € 549,40 € 
6.592,80 

€ 
26.371,20 

€ 32.991,20 € 

 

  brutto 

  Einrichtun
g 

Wartung 
/Monat 

Wartung 
/Jahr 

Wartung 
/48 
Monate 

Einrichtung + 
Wartung/48 Monate 

Produkt/Leistung           

Modul "Designer" 3.332,00 € 271,32 € 
3.255,84 

€ 
13.023,36 

€ 16.355,36 € 

Modul "Bescheid"  1.475,60 € 65,21 € 782,54 € 3.130,18 € 4.605,78 € 

Bibliothek "OZG 0,00 € 177,31 € 
2.127,72 

€ 8.510,88 € 8.510,88 € 

Schulung 4 Std / 6 
TN 1.059,10 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 1.059,10 € 

Modul "DMS" 2.011,10 € 139,94 € 
1.679,33 

€ 6.717,31 € 8.728,41 € 

Summe  7.877,80 € 653,79 € 
7.845,43 

€ 
31.381,73 

€ 39.259,53 € 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Anschaffung und des Betriebs des Moduls eGOVernor Forms gemäß Angebot A20205768 
vom 26.05.2025 der Firma Chamaeleon AG für die Umsetzung des vollständig digitalen Prozes-
ses zur Beantragung und Bewilligung von Verwaltungsleistungen der Verbandsgemeindeverwal-
tung Rhein-Selz im Rahmen des OZG-Änderungsgesetzes wird zugestimmt.  
 
Die Anschaffungskosten betragen 7.877,80 € Euro, die Wartungskosten für den laufenden 
Betrieb betragen 7.845,43 €. Damit betragen die Gesamtkosten auf 48 Monate 39.259,53 €. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: a) 001/11443-011300-9-10 und b) 

001/11443-562410 
 

Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von a) 172.000 und b) 43.000 € zur Verfügung. 
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Beratung: 
 
Der Vorsitzende stellt dem Ausschuss die geplante Beschaffung der Software eGOVernor 
Forms vor. Dabei handelt es sich um eine digitale Antragsplattform für Verwaltungen, mit der 
Behörden eigene Onlineformulare erstellen und komplette Antragsprozesse digital abwickeln 
können. Die Plattform bietet u. a. folgende Funktionen: sichere Antragstellung, automatische 
Bescheidgenerierung.  
 
Ziel ist die einfache, schnelle und sichere Ende-zu-Ende-Digitalisierung von Verwaltungsprozes-
sen, insbesondere im Hinblick auf die Umsetzung der Vorgaben des Onlinezugangsgesetzes 
(OZG) für Leistungen des Typs 5. Über die Plattform sollen künftig rund 70 Formulare abgebildet 
werden. 
 
Beschluss: 
 
Nach eingehender Beratung beschließt der Haupt- und Finanzausschuss die Anschaffung der 
Software gemäß dem vorliegenden Angebot. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 13 Ja-Stimmen. 
 
 
 
 
2.3. DAB Dokumentenausgabebox gegebenenfalls in Containerlösung 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0125) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Auf Initiative von BL- und CDU-Fraktion hat der Verbandsgemeinderat die Verwaltung mit der 
Prüfung der Anschaffung eines Amt-O-Maten bzw. eines Automaten zur Dokumentenabholung 
beauftragt. 
 
Eine Entscheidung über das Projekt Amt-O-Mat wurde in das 4. Quartal 2025 vertagt. Die Verta-
gung wurde mit dem Angebot der Postzustellung der Ausweisdokumente ab Mai 2025 begründet. 
Man wollte abwarten, wie das Angebot von den Bürgerinnen und Bürgern angenommen wird.  
 
Grundsätzlich will Die Verwaltung Zug um Zug Verwaltungsleistungen einfacher, digitaler und 
unabhängiger von Öffnungszeiten bereitstellen. Mit der Dokumentenausgabebox bieten wir 
Bürgerinnen, Bürgern und Unternehmen die Möglichkeit, fertige Ausweisdokumente 24/7 aus der 
Dokumentenausgabebox entgegenzunehmen und im selben Zug die „alten“ Ausweisdokumente 
zur Vernichtung zurückzugeben. Dabei entwertet ein Mechanismus in der Box die Ausweisdoku-
mente, nachdem diese geprüft wurden. Darüber hinaus können Bürgerinnen, Bürger und Unter-
nehmen z. B. fehlende Dokumente, die für die Beantragung von Verwaltungsleistungen erforder-
lich sind, 24/7 in der Box bereitlegen. Die Sachbearbeitung kann dann diese Dokumente der Box 
entnehmen und die Bearbeitung der Anträge fortsetzen. Für die Zukunft lassen sich weitere 
Anwendungsmöglichkeiten denken, z. B. die Übergabe von Schlüsseln, Akten oder kleineren 
Gegenständen.   
 
Die Dokumentenausgabebox ist eine Erweiterung unserer bereits bestehenden VOIS-Familie und 
ergänzt die Fachverfahren mit denen im Bürgerbüro gearbeitet wird. Somit entfällt die Notwen-
digkeit einer Ausschreibung. Der Belegung der Fächer erfolgt über die VOIS-Fachverfahren. Laut 
aktuellem Angebot belaufen sich die Kosten für Anschaffung und Installation auf 49.400 €  
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Wenn der Abholung der Ausweisdokumente über die Box zugestimmt wurde, werden die Bürge-
rinnen und Bürger über ihr Smartphone informiert, sobald die Ausweisdokumente in der Box zur 
Abholung bereit liegen. Der Zugriff erfolgt ebenfalls über Zugangsdaten, die an das Smartphone 
gesendet werden.  
 
Bis einschließlich Juli wurden im Bürgerbüro im laufenden Jahr insgesamt 4.988 Ausweisdoku-
mente beantragt, aufgeteilt auf 3.085 Personalausweise und 1.903 Reisepässe. Bislang zu 
können diese entweder zu den Öffnungszeiten abgeholt oder seit Mai 2025 per Post nach Hause 
gesendet werden.  
 
Für den Postversand ist eine Gebühr von 15 Euro zu zahlen und das Ausweisdokument muss 
persönlich von der zustellenden Person der Post in Empfang genommen werden. Dabei muss 
sich die Empfängerin bzw. der Empfänger ausweisen. Scheitert die Übergabe, wird das Ausweis-
dokument wieder an das Bürgerbüro zurückgesendet. Eine weitere Zustellung muss dann erneut 
beauftragt werden. Außerdem ist die Entwertung der „alten“ Ausweisdokumente vorzunehmen, 
die entweder bei Beantragung oder nach der Ausgabe der neuen Ausweisdokumente im Bürger-
büro zur Entwertung abgegeben werden müssen. Die Versandoption haben seit der Einführung 
im Mai 2025 0 Personen genutzt.  
 
Wir rechnen damit, dass die Dokumentenausgabebox dagegen rege genutzt werden wird und 
stützen uns auf die Erfahrungen, die andere Verbandsgemeinden mit Ausgabeboxen gemacht 
haben z.B.  die Verbandgemeinde Vordereifel mit dem Amt-O-Maten.  
 
Container 
Aktuell ist geplant, die Dokumentenausgabebox in eine Containerlösung mit Glasflächen zu 
integrieren, Der Container würde voraussichtlich im vorderen Bereich des Parkplatzes des 
„Rondo“ aufgestellt werden. Für die Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen erfolgt der Zugang in 
den Container mit einer Bankkarte. Der Container ist mit einem Sicherheitspaket für innen und 
außen ausgestattet. Da der Container für die Technik der Box zusätzlich mit einem Heiz- und 
Klimasystem ausgestattet werden muss, gelten besondere Bauvorschriften. Mit dem geplanten 
Aufstellort auf unserem Gelände weichen wir von den vorgeschriebenen Abständen zum Nach-
bargrundstück bzw. der Straße ab. Für das Bauvorhaben benötigen wir das Einvernehmen mit 
den jeweiligen Eigentümern.  
 
Die voraussichtlichen Kosten belaufen sich wie folgt: Anschaffung Container ca. 51.500 € inklu-
sive Zutritt-Kontrollsystem, Überwachungs- und Klimaanlage, Elektro- und EDV-Anbindung ca. 
4.000 €, Pflaster-, Erd- und Fundamentarbeiten ca. 7.000 € und Blitzschutz ca. 2.000 €. Für die 
Baugenehmigung durch externe Planer ist voraussichtlich mit Kosten von ca. 4.000 € zu rechnen.  
 
Der Container ist so konzipiert, dass er perspektivisch umgezogen und an einem anderen Stand-
ort aufgestellt werden kann. 
 
Alternativ wird die Möglichkeit geprüft, die Dokumentenausgabebox in den von der Sparda Bank 
Südwest angemieteten Räumlichkeiten aufzustellen. Wir sind gerade bezüglich einer Mitnutzung 
der Self Service Filiale im Gespräch mit dem Gebäudemanagement der Sparda Bank Südwest. 
Eine weitere Alternative ist die Aufstellung in unseren eigenen Räumlichkeiten. Bei beiden Alter-
nativen sind die Einhaltung von Datenschutz, Zugang und Sicherheit zu prüfen. 
 
Infostele 
Um zusätzlich flexibel Informationen für die Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen bereitzu-
stellen wird im Container eine Infostele aufgestellt. Sie ist zweiseitig bespielbar, also auch von 
außen sichtbar, und passt sich für gute Lesbarkeit automatisch den jeweiligen Lichtverhältnissen 
an. Die voraussichtlichen Anschaffungskosten für die Infostele liegen bei ca. 12.500 €. 
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Kostenkalkulation nach aktuellem Planungsstand 
 

Dokumentenausgabebox (gemäß Angebot vom )  

Anschaffung:  

Hardware 39.500 € 

Installation 9.900 € 

gesamt 49.400 € 

  

Laufende Kosten:  

Support / Jahr 8.400 € 

Support / 48 Monate 33.600 € 

Pro Abholvorgang 0,15 € SMS Inland 
 0,30 € SMS Ausland 

Pro Entwertung 0,42 € (CAN) 
 0,84 € (PIN) 

  

Infostele ca. 12.500 € 

  

Anschaffung Container (3,00 x 4,00 m)   ca. 40.000 € 

Zutritt-Kontrollsystem   ca. 4.000 € 

Überwachungsanlage  ca. 4.000 € 

Klimaanlage ca. 3.500 € 

gesamt ca. 51.500 € 

  

Baukosten und Genehmigung  

Elektro- und EDV-Anbindung ohne Erdarbeiten ca. 4.000 € 

Pflaster- und Erdarbeiten mit Leerrohr sowie 
Fundamentarbeiten 

ca. 7.000 € 

Blitzschutz ca. 2.000 € 

Baugenehmigungskosten (externe Planer) ca. 4.000 € 

gesamt ca. 17.000 € 

  

Gesamt auf 48 Monate 164.000 € 

 
Bereits im vergangenen Jahr wurde die Möglichkeit einer Förderung des Projekts durch LEADER 
geprüft, einer Gemeinschaftsinitiative der Europäischen Union, mit der seit 1991 die Entwicklung 
des ländlichen Raums gefördert wird. Förderwürdige Projekte können einen Kostenzuschuss in 
Höhe von 60 Prozent der Bruttokosten erhalten.  
 
Sobald die Möglichkeit einer Förderung im Raum steht, sind wir aus haushaltstechnischen Grün-
den verpflichtet, einen entsprechenden Förderantrag zu stellen. Der 6. Aufruf zur LEADER-
Förderung der LAG Rheinhessen wird im Herbst 2025 erfolgen. Eine Projektskizze ist mit Frist 
zum 20.01.2026 einzureichen. Über diese Skizze wird Ende März 2026 entschieden. Fällt die 
Entscheidung positiv aus, müssen wir innerhalb von drei Monaten einen Förderantrag einreichen. 
Über diesen wird dann bis spätestens September 2026 entschieden. Grundsätzlich kann erst 
dann die Beauftragung von Container, Box und Stele erfolgen.   
 
Gegebenenfalls besteht die Möglichkeit eines vorzeitigen Baubeginns auf eigene Verantwortung. 
Es ist zu klären, ob der Rat der LAG Rheinhessen einem vorzeitigen Baubeginn zustimmen 
würde, der für die Förderung unschädlich wäre. Die Antwort auf eine entsprechende Anfrage steht 
noch aus.  
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Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Verbandsgemeinderat beschließt, den Bürgermeister der Verbandsgemeinde zu 

ermächtigen, einen LEADER-Förderantrag zu stellen, inklusive aller erforderlichen Unter-
lagen und unter Hinzuziehung eines Planungsbüros. 

 
2. Der Bürgermeister wird bei Zuteilung der LEADER-Förderung bis zur festgesetzten Wert-

grenze im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel ermächtigt, notwendige Vergabever-
fahren durchzuführen, Aufträge zu vergeben und baurechtliche Verträge mit den Nachbarn 
abzuschließen. Die Gesamtkosten belaufen sich auf Basis aktueller Angebote und Kosten-
schätzungen auf 164.000 €. 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 00112233 - 08220-309-17 
 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 220.000 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende stellt dem Ausschuss die Planungen zur Einrichtung einer Dokumentenausgabe-
box beim Bürgerbüro vor. Damit soll Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit gegeben werden, 
Dokumente auch außerhalb der Öffnungszeiten sicher und flexibel abzuholen. Die Abholstation 
soll ein zusätzliches Angebot zu den bisherigen konventionellen Abholmöglichkeiten darstellen. 
Herr Pfuhl weist darauf hin, dass aktuell drei alternative Umsetzungsvarianten geprüft werden:  
 

• Integration in Räumlichkeiten der Sparda-Bank,  
• Containerlösung, 
• oder Inhouse-Lösung im Verwaltungsgebäude. 
 

Eine endgültige Entscheidung, welche Variante von der Verwaltung empfohlen wird, liegt derzeit 
noch nicht vor. Die FDP-Fraktion schlägt vor, die Entscheidung über die konkrete Umsetzung auf 
den nächsten Sitzungszyklus zu verschieben. Über diesen Vorschlag wird abgestimmt. 
 
Beschluss: 
 
Abstimmungsergebnis: 7 Ja-Stimmen, 4 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung. 
 
 
 
 
3. Angelegenheiten des Fachbereiches Finanzen 

  
3.1. Zwischenstandsbericht des Haushalts zum 30.06.2025 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0111) 
 

 
Unterrichtungsvorlage: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss erhält den Zwischenstandsbericht zum Haushalt der Verbands-
gemeinde Rhein-Selz zum Stand 30.06.2025 zur Information. Der Bericht wird von der Verwal-
tung als Anlage zur Sitzung vorgelegt. 
 
Die Ausschussmitglieder nehmen die Vorlage zur Kenntnis. 
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3.2. Beratung und Beschlussfassung über die 1. Nachtragshaushaltssatzung  

und des Nachtragshaushaltsplan der Verbandsgemeinde Rhein-Selz für  
das Haushaltsjahr 2025 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0110) 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt, der Verbandsgemeinderat beschließt die 1. Nach-
tragshaushaltssatzung und Nachtragshaushaltsplan der Verbandsgemeinde Rhein-Selz ein-
schließlich aller Analgen. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende und Herr Schaad erläutern detailliert die Gründe, warum ein Nachtragshaushalt 
erforderlich ist. Im Einzelnen werden folgende Punkte hervorgehoben: 

 
1. Grundstückskauf: 

Es besteht die Chance, noch im laufenden Jahr passende Grundstücke für den geplanten 
Neubau des Verwaltungsgebäudes zu erwerben. Hierfür müssen entsprechende Haus-
haltsmittel bereitgestellt werden. 

 
2. Neue A11-Stelle: 

Durch die Wahl eines bisherigen Fachbereichsleiters ist eine zusätzliche A11-Stelle für 
den Bürgerservice erforderlich, um die Leitung schnellstmöglich nachzubesetzen. 
 

3. Feuerwehrgerätehaus Oppenheim: 
Aufgrund gestiegener Baukosten werden zusätzliche Mittel benötigt, um nach Vorliegen 
der Baugenehmigung Verzögerungen im Bauablauf zu vermeiden. 

 
Nach erfolgter Aussprache beschließt der Haupt- und Finanzausschuss, dem 
Verbandsgemeinderat zu empfehlen, die 1. Nachtragshaushaltssatzung und den Nachtragshaus-
haltsplan der Verbandsgemeinde Rhein-Selz einschließlich aller Anlagen zu verabschieden. 
 
Beschluss: 
 
Abstimmungsergebnis: 7 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 6 Enthaltungen. 
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4. Angelegenheiten Bauen und Umwelt 

  
4.1. Feuerwehrgerätehaus Oppenheim, Freigabe Kosten 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0120) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
a) Der Bauantrag für das Feuerwehrgerätehaus wurde am 23.05.2025 bei der Kreisverwaltung 
eingereicht  
Zum Abschluss der Leistungsphase 3 (Entwurfsphase) wurden die Kosten detailliert bis in die 2. 
Ebene für alle Kostengruppen aufgelistet.  
Die Kostenberechnung nach der Leistungsphase 3 stellt die Berechnungsgrundlage für alle 
weiteren Abschlagszahlungen der Honorare zu diesem Projekt dar.  
Die Zuarbeit aller Beteiligten Ingenieure und Fachplaner und deren Kostenberechnungen fließen 
in die Gesamtdarstellung der Kosten für die Objektplanung ein. 
 
Die im Verbandsgemeinderat am 01.10.2024 freigegeben Planung und Kostenschätzung wurde 
im Rahmen der LPH 4 weiterentwickelt. 
 
Der Beschluss im Verbandsgemeinderat am 01.10. 2024 wurde mit den Kosten von 5.995.909,50 
€ gefasst.  
Zugleich wurden Kosten für die Umsetzung der HVO-Dieseltankstelle in Höhe von 181.772,24 € 
und somit eine Gesamtsumme von 6.177.681,74 € brutto verabschiedet. 
Die Differenz aus der vorliegenden Langversion der aktuellen Kosten mit 7.614.305,40 € zu den 
vergleichbaren Kosten vom 01.10.2025 sind tatsächlich 1.436.623,66 €. 
 
Die angegebene Kostenerhöhung von 1.618.395,92 € in der Langversion ist die Summe der 
Kosten für die HVO-Dieselanlage (181.772,24) und der tatsächlichen Erhöhung von 
1.436.623,66 € brutto (1.207.246,77 € netto). 
 
Die Mehrkosten sind vor allem im technischen Ausbau begründet und ergeben sich zum größten 
Teil aus einer fortschreitenden detaillierten Planung der Fachingenieure. 
Im Bereich Beleuchtung müssen hier die DIN-Normen zur Ausleuchtung der Feuerwehr im 
Außenbereich für den Einsatz- und Übungsfall mit Anforderungen zum Schutz der umliegenden 
privaten Bebauung in Einklang gebracht werden. Die daraus resultierenden Maßnahmen sind 
z. B. der Einbau von dimmbaren Mastleuchten die extrem zielgerichtet ausleuchten und die 
Wohnbebauung gemäß den Richtlinien schützen. 
Die Einhaltung des Landessolargesetz mit ihren Auflagen zur Photovoltaik und Ladestationen 
entsprechen voll den von der Verbandsgemeinde gewünschten Anforderungen an das Gebäude 
in Bezug auf Autarkie und Nachhaltigkeit. Diese bedingen in der Periode 1 höhere Investitions-
kosten, die Verwaltung geht jedoch davon aus, dass aufgrund der kommenden CO2 Bepreisung 
eine Amortisation dieser Investitionskosten erfolgt (Klimaschutzziele). 
In dem Projekt haben wir eine nahezu 100%ige Belegung der möglichen Dachflächen mit Photo-
voltaik geplant. Es werden zukunftsweisend mehr Ladestationen als gesetzlich gefordert vorge-
rüstet. 
Zusätzlich wurde die im September 2024 beschlossenen HVO-Dieseltankstelle planerisch umge-
setzt. 
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Im Folgenden werden diese Abweichungen aufgeschlüsselt: 
 

1. Kosten aus detaillierter fortschreitender Planung 
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2. Kosten aus Folge Nutzerwunsch 

 

 
 

3. Kosten aus gesetzlichen Anforderungen  
 

 
 

4. Kosten in September 2024 nicht berücksichtigt 
 

 
 
Fassade  
 
In der Kostenberechnung sind aktuell die Herstellungskosten eines Wärmedämmverbund-
systems berechnet. Die Planer werden dem Ausschuss noch Varianten als Entscheidungsvorlage 
präsentieren. 
Diese Kosten sind in der aktuellen Kostenberechnung nicht enthalten. 
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HVO-Diesel Tankstelle 
b) Die HVO-Dieseltankstelle war in der Kostenschätzung von September nicht berücksichtigt. 
 
In der Anlage zu dieser Beschlussvorlage ist die Kostenberechnung aktuell als Langversion mit 
der Untergruppierung der einzelnen Kostengruppen in die 2. Ebene mit der HVO-Tankstelle 
beigefügt. 
 
Zur Vergleichbarkeit der Kosten wird im Folgenden die Berechnung der HVO-Tankstelle darge-
stellt und die daraus resultierenden Kosten für die einzelnen Kostengruppen beim Wegfall der 
Tankstelle, und somit die tatsächlichen Mehrkosten zu September 2024. 
 

 
 
Die tatsächlichen Mehrkosten der HVO-Tankstelle zur BV im September (181.772,20 € BV)  
sind 67.736,49 €. 
 
Mehrkosten der einzelnen Kostengruppen. 

 
 
Die Bereitstellung der Haushaltsmittel für die folgenden Jahre findet im Rahmen des Haushalts-
nachtrages 2025 statt 
 
Die anfallenden Mehrkosten aus der oben verglichenen Differenz der Kostenverfolgungen im 
Oktober 2024 und September 2025 von 1.436.623,66 €, abzüglich der Erhöhung der Kosten für 
die HVO-Dieseltankstelle von 67.736,49 €, bildet die zu beschließende Erhöhung der Mehrkosten 
von 1.368.887,17 €.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen, der Verbandsgemeinderat beschließt: 
 
Die Freigabe der Planung mit den angegebenen Mehrkosten von 
 

a)  1.368.887,17 € Brutto gegenüber Beschluss vom 01.10.2024 
b) 67.736,49 € Brutto für die HVO-Dieseltankstelle gegenüber Kosten September 2024 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 12612-096100-502-2 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 1.701.079,36 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Die Beigeordnete Frau Wagner berichtet, dass die Mehrkosten bei der Planung des Feuerwehr-
gerätehauses im Wesentlichen aus dem technischen Ausbau sowie der vertieften Fachplanung 
resultieren. Weiterhin weist Frau Wagner darauf hin, dass seitens der Feuerwehr die Wahl der 
Tore als entscheidender Aspekt hervorgehoben wurde. Die Feuerwehr bevorzuge die Variante 
mit Glasfalttoren, die jedoch deutlich kostenintensiver sei als die Standardlösung. Der Ausschuss 
für Planung und Bauwesen hatte sich in der letzten Sitzung für die Variante mit Sektionaltoren 
ESG-Glas ausgesprochen. Im Anschluss stellt Frau Wagner die verschiedenen Varianten den 
Mitgliedern des Haupt- und Finanzausschusses zur Abstimmung: 
 

1. Sektionaltor mit Kunststoffeinsatz (Standardvariante, ca. 80.000 EUR): 
13 Nein-Stimmen 

2. Sektionaltor mit ESG-Glas (ca. 105.000 EUR): 
8 Ja-Stimmen, 4 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung 

3. Glasfalttore (ca. 180.000 EUR): 
3 Ja-Stimmen 

 
Damit spricht sich der Haupt- und Finanzausschuss mehrheitlich für die Variante 2 (Sektionaltor 
mit ESG-Glas) aus. Der Ausschuss empfiehlt anschließend, die Freigabe der Mehrkosten gemäß 
dem vorliegenden Beschlussvorschlag zu erteilen.  
 
Beschluss: 
 
Abstimmungsergebnis: 9 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen. 
 
 
 
 
5. Angelegenheiten des Fachbereiches Bürgerdienste 

  
5.1. Feuerwehrbedarfsplan 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0114) 
 

 
Unterrichtungsvorlage: 
 
Die Unterrichtungsvorlage dient der Erläuterung der in 2023 erstellten Feuerwehrbedarfsplanung. 
Hierzu hängen die zusammengefassten Ergebnisse und deren Ableitungen wie sie auch den 
Wehrführern präsentiert wurden nachdem eine fachliche Freigabe durch die ADD erteilt wurde. 
Am 08.08.2025 fanden erneut Gespräche zwischen der Wehrleitung, den Brand- und 
Katastrophenschutzinspekteuren und dem zuständigen Landesamt statt. Daraus ergaben sich 
schon kurzfristig anzunehmende Änderungen übergeordneter Konzepte, die auch Auswirkung 
auf die vorgenommene Bedarfsplanung in Rhein-Selz haben. Hierzu führt die Wehrleitung 
anhand einer Präsentation weiter aus.  
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Die hier angehängten Informationen bedürfen somit nicht unwesentlichen Anpassungen und ent-
sprechen seit dem Termin am 08.08.2025 nicht mehr dem aktuellen Zielbild. 
 
 
Der Vorsitzende informiert über die Unterrichtungsvorlage zum Feuerwehrbedarfsplan. Nach 
Gesprächen am 08.08.2025 mit Wehrleitung, Fachaufsicht und Landesamt wurde deutlich, dass 
die bisherigen Unterlagen nicht mehr dem aktuellen Zielbild entsprechen und angepasst werden 
müssen. 
Der Ausschuss nimmt die Information zur Kenntnis. 
 
 
 
 
5.2. Änderung im Fahrzeugbeschaffungskonzept bezüglich Mehrzweckfahrzeugen 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0085-1) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Nach der ursprünglichen Ausarbeitung des Fahrzeugbeschaffungsplanes im Rahmen der Feuer-
wehrbedarfsplanung war für die Einheiten Oppenheim und Guntersblum jeweils ein MZF 2 
geplant. Für die Beschaffung wurden jeweils 200.000,00 € veranschlagt und folgende Kriterien 
anhand des geplanten Einsatzzweckes festgelegt: 
 

1. Die Fahrzeuge sollen mit einer Winde ausgestattet werden. 
2. Die Fahrzeuge sollen mit einem Allradantrieb ausgestattet sein. 

 
Im Verlauf der Markterkundung bezüglich der Mehrzweckfahrzeuge (MZF) galt es folgende 
Aspekte zu berücksichtigen:  
 

1. Eine Ausstattung mit einer Winde ist an einem MZF 2 wegen des geringen Eigengewichtes 
weder zweckmäßig noch zulässig. 

 
2. Die Zuladung von 1.215 kg eines allradangetriebenen MZF 2 ist nicht ausreichend – die 

zulässige Gesamtmasse beträgt 7,5 t bzw. 10 t (mit Ausnahmegenehmigung). 
 

 
Im Vergleich der Gewichtsbilanz des MZF 2 und des MZF 3 wird deutlich, dass sich die mögliche 
Zuladung bei einem MZF 3 um 5.334 kg erhöht, obwohl das Fahrgestell ein 600 kg höheres 
Eigengewicht des Fahrgestells aufweist. Die Mehrkosten für das Fahrgestell des MZF 3 belaufen 
sich auf 6.545,00 €. 
 

  MZF 2 MZF 3 Differenz 

Preis Fahrgestell 143.990,00 € 150.535,00 € 6.545,00 € 

Gewicht Fahrgestell 5.500 kg 6.100 kg 600 kg 

Preis Aufbau 251.627,88 € 251.627,88 € -   € 

Gewicht Aufbau 3.285 kg 3.351 kg 66 kg 

Gesamtgewicht 
Fahrzeug ohne 
Beladung 

8.785,00 kg 9.451 kg 666 kg 

zulässige Zuladung 1.215 kg 6.549 kg 5.334 kg 

Gesamtpreis Fahrzeug 395.617,88 € 402.162,88 € 6.545,00 € 
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Der Aufbau des MZF 3 ist mit 66 kg nur unwesentlich schwerer. 
Mehrkosten durch den Aufbau auf einem MZF 3 Fahrgestell entstehen nicht.  
 
In den verglichenen Angeboten und Gewichtsbilanzen handelt es sich beim MZF 2 um einen 
Mercedes-Benz Atego 927 AF 4x4 und bei dem MZF 3 um einen Mercedes Atego 1530 AF 4x4 
Fahrgestell mit jeweils singlebereifter Hinterachse. Beide Vergleichsangebote sind vom gleichen 
Ausbauer erstellt worden. Insgesamt wurden Informationsangebote von vier verschiedenen Aus-
bauern und unter Berücksichtigung von zwei verschiedenen Fahrgestellherstellern eingeholt.  
Das Informationsangebot des MZF 2 fiel mit einem Gesamtpreis von 286.904,24 € um 87.055,46 
€ niedriger aus, da in dieser Aufbauvariante wegen der geringen Gewichtsreserve schon rechne-
risch keine mit dem MZF 3 vergleichbare Ausstattung möglich ist. Bei dem Preis von 286.904,24 € 
sind z. B. keine Geräteräume inkl. Beleuchtung und Halterungen für Geräte, kein Lichtmast und 
keine Lagerungen vorgesehen.  
 
Insgesamt betrifft dies folgende Positionen: 
 

Abweichende Ausführung 

Geräteaufbau Pos 4.1 +    30.421,16 €  

Geräteraum 
ausschnitt Pos 4.2 +       1.754,06 €  

Kofferaufbau Pos 4.3 0 +/-          512,89 €  

Haltestange 
seitlich Pos. 4.4 +          392,70 €  

Unterflurkasten 
zw. Achsen  Pos. 4.6 +       5.602,52 €  

Querteilung 
Ladebordwand Pos. 6.2 +       2.068,22 €  

Abrollsicherung Pos. 6.3 +          549,78 €  

Anti-Slip Belag Pos. 6.4 +          520,03 €  

Leuchtstreifen 
Geräteraum oben Pos. 9.8 +          842,52 €  

Innenleuchte 
Unterflurkasten Pos. 9.8.1 +       1.713,60 €  

Leuchtstreifen 
Geräteraum 
seitlich Pos. 9.9 +       1.523,20 €  

2. Innenleuchte 
Unterflurkasten Pos. 9.10 +          856,80 €  

Lichtmast Pos. 9.11 +       9.123,73 €  

Mast-
Scheinwerfer Pos. 9.12 +       3.508,12 €  

Alukiste im Regal Pos.11.8 +       2.570,40 €  

Halterungen 
Beladung Pos. 11.9 +    23.038,40 €  

Alukiste Regal Pos. 12.8 +       2.570,40 €  

Ausstattungsangleich    87.055,64 €  

 
Betrachtet man die Gesamtsumme der beim MZF 2 fehlenden Positionen im Angebot, beläuft 
sich der Betrag bei einer (theoretisch angeglichenen, wenn auch gewichtstechnisch nicht mög-
lichen) Ausstattung auf 87.055,46 €. Addiert man die Positionen zum Preis des Fahrgestells des 
MZF 2 und den angebotenen (eingeschränkten Aufbau), ergibt sich eine Preisdifferenz, die aus-
schließlich auf die Mehrkosten des Fahrgestells i. H. v. 6.545,00 € zurückzuführen ist. 
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Abschließend empfiehlt die Wehrleitung aufgrund der Anforderung der Schutzziele zur techni-
schen Hilfeleistung und unter Berücksichtigung der geringen, nicht zweckmäßigen Zuladefähig-
keit der Fahrzeugklasse MZF 2 die zukünftige Beschaffung von MZF 3. Laufende Mehrkosten 
bezüglich des Führerscheinerwerbs der Feuerwehrleute entstehen hierbei nicht. Beide Fahrzeug-
klassen benötigen die Fahrerlaubnisklasse C. 
 
Normenhinweis:  
In Rheinland-Pfalz sind die Vorgaben für Mehrzweckfahrzeuge in der Technischen Richtline Nr. 
5, Stand 05.11.2015 geregelt. Denkbar ist, dass ein Angleich an die bundesweit genutzte DIN 
14555-22 des weiterverbreiteten GW-Logistik stattfindet. Diese unterscheidet sich durch eine 
konkretere Beschreibung der technischen Ausstattung und der maximalen Zuladung. Grundsätz-
lich sind die Fahrzeugklassen MZF und GW-Logistik hinsichtlich der Ausführung und dem ein-
satztaktischen Nutzen gleich. Die tatsächliche Nutzungsdauer der Fahrzeuge beläuft sich bisher 
auf durchschnittlich 25 Jahre. Die zukünftigen MZF 3 sollen deshalb unter Berücksichtigung der 
bundesweiten DIN des GW-Logistik geplant werden, um eine langfristig normengerechte Aus-
richtung sicherzustellen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Brandschutz und allgemeine Hilfe empfiehlt / der Haupt- und Finanzausschuss 
empfiehlt / der Verbandsgemeinderat Rhein-Selz beschließt die Anschaffung zweier MZF 3 für 
die Einheiten Oppenheim und Guntersblum zu Gesamtkosten von voraussichtlich 800.000,00 €. 
Das Fahrzeugbeschaffungskonzept ist entsprechend anzupassen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/12600-12614-322-301 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 3.776.144,88 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende informiert über die geplante Anpassung des Fahrzeugbeschaffungskonzepts. 
Vorgesehen ist die Anschaffung von zwei Mehrzweckfahrzeugen (MZF 3) für die Einheiten 
Oppenheim und Guntersblum zu Gesamtkosten von rund 800.000 EUR. Das Fahrzeugbeschaf-
fungskonzept wird entsprechend angepasst. Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem 
Verbandsgemeinderat die Umsetzung. 
 
Beschluss: 
 
Abstimmungsergebnis: 13 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen. 
  

Fahrzeug Gesamtpreis Fahrgestell Aufbau 
Ausstattungs- 

angleich 
Aufbau 

vergleichbar Gegenüberstellung 

MZF 2 286.904,24 € 
143.990,00 

€ 
164.572,24 

€ 87.055,64 € 
251.627,88 

€ 395.617,88 € 

MZF 3 402.162,88 € 
150.535,00 

€ 
251.627,88 

€ -   € 
251.627,88 

€ 402.162,88 € 
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5.3. Verkauf von Feuerwehrfahrzeugen 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0084-1) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der ursprünglich gefasste Beschluss umfasste die Einholung von Angeboten über die Plattform 
Zoll.de. 
Dort werden keine unverbindlichen Auktionen mehr zugelassen. D. h. Das hochladen eines 
Angebotes führt (sofern der Mindestpreis erreicht wurde) zwingend dazu, dass der Zuschlag auch 
an den Höchstbietenden vergeben wird. Eine unverbindliche Markterkundung bzw. das Einholen 
von Geboten für eine Freigabe in Ausschüssen, bzw. im Rat ist somit nicht möglich.  
Alternativ können die Fahrzeugportfolios schon bekannten Interessenten und Ankäufern bereit-
gestellt werden und unverbindliche Gebote eingeholt werden. Diese können dann dazu dienen 
dem Ausschuss Mindestpreise vorzuschlagen die, im Portal Zoll.de dann berücksichtigt werden 
können. Mit der Freigabe der Gremien können die Fahrzeuge dann bundesweit angeboten 
werden.  
 
Angeboten werden sollen unverändert: 
Löschfahrzeug Nierstein 2   14/45-02  Bj. 1992 
Löschfahrzeug Undenheim 1  18/46-01  Bj. 1992 
Mehrzweckboot Oppenheim Ersatz   Bj. 1983 
Einsatzleitwagen Rhein-Selz  20/11-1  Bj. 2009 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Brandschutz und allgemeine Hilfe empfiehlt / der Haupt- und Finanzausschuss 
empfiehlt / der Verbandsgemeinderat beschließt: 
 

1. Den gefassten Beschluss über das Verkaufsverfahren aufzuheben. 
 
2. Die Ermittlung von Mindestpreisen anhand von Geboten verschiedener Ankäufer / 

Interessenten. 
 

3. Die Angebotserstellung unter der Berücksichtigung der zuvor ermittelten Mindestpreise 
und nach Freigabe des Ausschusses für Brandschutz und allgemeine Sicherheit auf der 
Bieterplattform www.Zoll.de. 

 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläutert den aktuellen Sachstand.  
 
Beschluss: 
 

1. Den gefassten Beschluss über das Verkaufsverfahren aufzuheben. 
 
2. Die Ermittlung von Mindestpreisen anhand von Geboten verschiedener Ankäufer / 

Interessenten. 
 

3. Das weitere Vorgehen auf Basis der erhaltenen Angebote in der nächsten Sitzung des 
Ausschusses für Brandschutz und allgemeine Hilfe zu beraten. 
 

Abstimmungsergebnis: 13 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen. 
 
  

http://www.zoll.de/
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5.4. Ermächtigung zur Ausschreibung und zur Vergabe:  

TSF-W Dolgesheim und TSF-W Ludwigshöhe 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0112) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Das im Rahmen der Feuerwehrbedarfsplanung erstellte Fahrzeugbeschaffungskonzept sieht als 
nächste zu ersetzenden Fahrzeuge das Tragkraftspritzenfahrzeug (TSF) Ludwigshöhe und das 
TSF Dolgesheim vor.  
Beide Fahrzeuge verfügen über keinen eigenen Wassertank und müssen für jede Wasserabgabe 
an das Hydrantennetz angeschlossen werden oder Wasser aus einem offenen Gewässer ent-
nehmen.  
Mit der Beschaffung der neuen Tragkraftspritzenfahrzeuge-Wasser (TSF-W) wird jeweils ein 750l 
Löschwassertank verbaut sein um Aufgaben des Brandschutzes autarker und flexibler bewältigen 
zu können.  
Das TSF Ludwigshöhe ist seit 1999 und das TSF Dolgesheim seit 2002 im Dienst. Die beiden 
neuen Fahrzeuge werden zukünftig so konzipiert sein, dass sie auf den aktuellen Stand der Tech-
nik und die veränderten Anforderungen der DIN, aber auch der tatsächlichen Anforderungen 
angepasst sind.  
Besondere Beachtung fand dabei auch die Berücksichtigung der zulässigen Gesamtmasse. 
Dieser Faktor stellte die Einheiten vor zunehmende Herausforderungen, da die Aufgaben und 
somit auch die Beladung vielfältiger wurde. Die Einhaltung der zulässigen Gesamtmasse wurde 
dahingehend immer schwieriger. Bei den Fahrzeugen die die beiden TSF ersetzen, kann trotz 
des verbauten Wassertanks langfristig sichergestellt werden, dass für zukünftige Anpassungen 
eine ausreichende Gewichtsreserve besteht.  
Als Vorbild dient das in 2024 beschaffte TSF-W Hillesheim. Dieses Konzept wurde hinsichtlich 
der Interoperabilität und Vereinheitlichung weiter angepasst, sodass mit den neuen Fahrzeugen 
zwei baugleiche TSF-W „Typ Rhein-Selz“ beschafft werden sollen und zukünftig als Prototyp für 
weitere Beschaffungen dienen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Brandschutz und allgemeine Hilfe / Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt / 
Verbandsgemeinderat Rhein-Selz beschließt den Kauf von zwei Tragkraftspritzenfahrzeuge-
Wasser im Wert von voraussichtlich insgesamt 480.000,00 € für die Feuerwehreinheiten 
Ludwigshöhe und Dolgesheim und ermächtigt die Verwaltung zur Ausschreibung und der 
Vergabe an den wirtschaftlichsten Bieter. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001 / 12614-071200-322-303 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 480.000,00 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage zur Beschaffung zweier Tragkraftspritzenfahr-
zeuge mit Wassertank (TSF-W) für die Feuerwehreinheiten Ludwigshöhe und Dolgesheim. Der 
Haupt- und Finanzausschuss stimmt der Vorlage zu und empfiehlt dem Verbandsgemeinderat, 
die Anschaffung zu beschließen. 
 
Beschluss:  
 
Abstimmungsergebnis: 13 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen. 
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5.5. Ermächtigung zur Ausschreibung und zur Vergabe von sieben 
Mannschaftstransportfahrzeugen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0113) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die zu beschaffenden Mannschaftstransportfahrzeuge (MTF) sollen eine bei der Bedarfsplanung 
erkannte Lücke schließen. Schon früh fiel auf, dass die Kräfteverteilung hinsichtlich des Perso-
nals in der Fläche nicht einheitlich ist. 
Dazu kommen verschiedene Spezialaufgaben wie die Absturzsicherung, der Gefahrstoffzug und 
die der Führungsunterstützung etc. Diese Fachgruppen werden durch Personal aus den verschie-
denen Einheiten bedient. Um diese Kräfte zu verlegen, können keine erstausrückenden Lösch-
fahrzeuge genutzt werden, da diese für den Grundschutz im Einsatzgebiet gebunden sind. Um 
dieser Tatsache Rechnung zu tragen, sind ehrenamtliche in aller Regel mit ihrem Privat-PKW 
sternförmig zu den Fahrzeugen der Facheinheit angefahren. Dort haben diese die Fahrzeuge der 
Facheinheit besetzt und sind dann gesammelt ausgerückt. Von der zeitlichen Komponente abge-
sehen war, bzw. ist dies ein nicht optimal zu lösender Logistik- und Kommunikationsaufwand. 
Die Anfahrenden Feuerwehrleute müssen mitteilen, dass sie auf dem Weg sind, die am Fahrzeug 
wartenden Kräfte müssen die Eintreffzeit abschätzen und im Zweifel entscheiden, ob doch mit 
weniger Kräften, dafür hingegen schneller Ausgerückt wird etc. Diese Absprachen können und 
sollten alleine wegen des Sicherheitsaspektes und der Ordnungswidrigkeit von den anfahrenden 
Feuerwehrleuten nicht bewerkstelligt werden.  
Zum Beispiel besetzt die Führungsunterstützung mit Mitgliedern die auf die gesamte VG verteilt 
sind bei jedem Einsatz die Feuerwehreinsatzzentrale (FEZ) der Rheinallee in Nierstein. Dabei 
werden nicht selten Strecken größer 10 Km mit dem Privat-PKW zurückgelegt. Dies hatte nicht 
zuletzt die Folge, dass die FEZ nicht oder nur sehr spät besetzt war, was ebenfalls von den Brand- 
und Katastrophenschutzinspekteuren des Landkreises wahrgenommen, ausgewertet und ange-
mahnt wurde. Hierbei treffen die Feuerwehrleute der Führungsunterstützung schon alle ihnen 
mögliche Vorkehrungen um die notwendige organisatorische Maßnahme zu kompensieren.   
 
Mit der Beschaffung der MTF können die anfahrenden Kräfte sicher, schnell und mit der entspre-
chenden Ausstattung zur regelhaften Kommunikation anfahren und die Fahrzeuge gegebenen-
falls in den Einsatz einbinden. 
Der zweite Aspekt ist der einsatztaktische Wert z. B. bei Flächenlagen oder solchen Einsätzen 
die länger andauern und ein rotieren von Personal nötig werden lassen. So ist es zukünftig mög-
lich Kräfte aus Einheiten nicht betroffenen Gebieten anzufordern oder von mehreren Einheiten 
Personal zum Rotieren zu entsenden. Dies kann nicht mit den erstausrückenden Löschfahrzeu-
gen geschehen, da sonst der oben angesprochene Grundschutz in der entsendenden Einheit 
nicht sichergestellt werden kann. 
Nicht zuletzt werden mit solchen Fahrzeugen auch die Aktivitäten bezüglich der Jugendfeuerwehr 
gefördert. Ein sicherer Transport (Dreipunktgurt, Sitzerhöhung etc.) sind in den Löschfahrzeugen 
nur schwer zu realisieren. Dazu kommt, dass diese zu jeder Zeit für den Einsatz bereitzuhalten 
sind. Auch Ausflüge werden mit diesen Fahrzeugen möglich ohne den Grundschutz zu vernach-
lässigen. 
 
Die MTF sollen eine zulässige Gesamtmasse von 3500 kg nicht überschreiten um den Personen-
kreis der diese fahren darf so groß wie möglich zu halten. Auch hier stellte sich die Herausforde-
rung der Einhaltung der zulässigen Gesamtmasse bisher als fast nicht realisierbar dar. Bei der 
Neukonzeption der sieben zu beschaffenden MTF wurde deshalb auf einen Sitzplatz verzichtet, 
sodass zwar nur acht statt neun Personen befördert werden können, dafür der Maschinist jedoch 
sicher sein kann das Fahrzeug im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften führen zu können. 
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Die geplanten sieben MTF sollen folgenden Einheiten zugeteilt werden: 
 

1. Dienheim (bisher kein MTF vorhanden) 
2. Dolgesheim (Bj. 2003) 
3. Dorn-Dürkheim / Wintersheim (bisher kein MTF vorhanden) 
4. Ludwigshöhe (bisher kein MTF vorhanden) 
5. Undenheim (Bj. 2005) 
6. Hillesheim (Bj. 2001) 

 

Das letzte MTF soll an der Verwaltung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz stationiert werden.  
Dort dient es als Zubringerfahrzeug der Feuerwehrleute die bei der Verbandsgemeinde angestellt 
sind.  
Diese können zukünftig von dort aus direkt die Rheinallee bzw. in die Gutenbergstraße in 
Nierstein anfahren. Dadurch soll die Tagesalarmbereitschaft unter der Woche während den 
Arbeitszeiten zuverlässig verstärkt werden.  
 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Ausschuss für Brandschutz und allgemeine Hilfe / Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt / 
Verbandsgemeinderat Rhein-Selz beschließt die Beschaffung von sieben baugleichen Mann-
schaftstransportfahrzeugen im Wert von voraussichtlich insgesamt 560.000,00 € für die Feuer-
wehr und ermächtigt die Verwaltung zur Ausschreibung und Vergabe an den wirtschaftlichsten 
Bieter. 
 

Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/12614-071200-322-303 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 560.000,00 € zur Verfügung. 
 

Beratung: 
 

Der Vorsitzende informiert über die geplante Beschaffung von insgesamt sieben Mannschafts-
transportfahrzeugen (MTF) für die Feuerwehreinheiten der Verbandsgemeinde Rhein-Selz. Der 
Haupt- und Finanzausschuss stimmt der Vorlage zu und empfiehlt dem Verbandsgemeinderat 
die Umsetzung. 
 

Beschluss: 
 

Abstimmungsergebnis: 12 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung 
 
 
 
 

5.6. Grundschule "Am Gautor" Oppenheim 
Hier: Beratung und Beschlussfassung zur Beschaffung von Klassenraum-Mobiliar 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0107) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Im Rahmen der Sanierungsarbeiten wurde festgestellt, dass einige Regale in den Klassenzim-
mern der Grundschule Oppenheim defekt sind und ausgetauscht werden müssen. 
 

Ursprünglich eingeplant war für die Anschaffung von Mobiliar 7.000 €. Aufgrund der Defekte 
reichen die Mittel nicht aus und es bedarf der Zustimmung von überplanmäßigen Ausgaben.  
 

Hierzu wurden drei entsprechende Angebote eingeholt: 
 

Bieter 1: 31.084,23 €  
Bieter 2: 30.932,27 €  
Bieter 3: 43.922,90 €   



Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde Rhein-Selz vom 27.08.2025 
Seite 27 

 

 

 

Nach einem Angebotsvergleich ist Bieter 2, die Firma Zeitwerke, mit einer Auftragssumme von 
30.932,27 €uro der wirtschaftlichste Anbieter. 
 

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, die Auftragserteilung gegenüber dem genannten 
Unternehmen vorzunehmen. 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, den Auftrag zur Lieferung von Mobiliar zum Brutto-
angebotspreis in Höhe von 30.932,27 €uro an die Firma Zeitwerke zu vergeben.  
Der Haupt- und Finanzausschuss erteilt die Zustimmung zur Leistung von überplanmäßigen Aus-
gaben gemäß § 100 GemO in Höhe von 23.932,27 €. 
 

Bei finanziellen Auswirkungen: 
 

Buchungsstelle: 001/21105-082900-4-19 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 7.000 € zur Verfügung. 
Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 GemO in 
Höhe von : 23.932,27  € wird erteilt. 
 

Beratung: 
 

Die Beigeordnete Frau Hoff stellt die Beschlussvorlage zur Beschaffung von Klassenraummobi-
liar für die Grundschule „Am Gautor“ in Oppenheim vor. 
Nach kurzer Beratung stimmt der Haupt- und Finanzausschuss der Beschlussvorlage zu. 
 

Beschluss: 
 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 13 Ja-Stimmen. 
 
 
 
 

5.7. Beratung und Beschlussfassung zum Erlass einer Katzenschutzverordnung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0045-2) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Sachdarstellung der Verwaltung zur Einführung einer Katzenschutzverordnung in der 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
 

1. Anlass und Zielsetzung 
Die Ortsgemeinden Guntersblum Dalheim haben den Wunsch geäußert, eine Katzenschutzver-
ordnung zu erlassen, um die wachsende Population herrenloser, freilebender, verwilderter 
Katzen und die damit verbundenen Probleme zu reduzieren.  
Ziel einer solchen Verordnung ist es, die unkontrollierte Fortpflanzung dieser Katzen einzudäm-
men, indem eine Kastrationspflicht eingeführt wird. In der Regel wird diese mit einer Kennzeich-
nungs- und Registrierungspflicht kombiniert, sodass Katzenhalter verpflichtet sind, ihre freilau-
fenden Katzen kastrieren, kennzeichnen und in einem Haustierregister registrieren zu lassen. 
 

2. Begriffsdefinitionen 
Fundkatzen: Hauskatzen, die offensichtlich einen Besitzer haben oder hatten, jedoch vorüber-
gehend oder dauerhaft von diesem getrennt wurden und gefunden werden. 
Herrenlose Katzen (sogenannte Streuner oder Straßenkatzen): Hauskatzen ohne Besitzer, die 
entweder ausgesetzt wurden oder von Geburt an ohne menschliche Betreuung leben. 
Wildkatzen: In Deutschland heimische Wildtiere (Felis silvestris), die sich genetisch und verhal-
tensmäßig von Hauskatzen unterscheiden. In der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sind Wild-
katzen nicht heimisch.  
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3. Rechtliche Grundlagen 
Gemäß § 13b des Tierschutzgesetzes (TierSchG) können Landesregierungen Gebiete festlegen, 
in denen Maßnahmen zum Schutz freilebender Katzen ergriffen werden, wenn: 

• in diesen Gebieten erhebliche Schmerzen, Leiden oder Schäden bei freilebenden Katzen 
festgestellt wurden, die auf eine hohe Anzahl dieser Tiere zurückzuführen sind. 

• durch eine Verminderung der Anzahl dieser Katzen deren Schmerzen, Leiden oder 
Schäden verringert werden können. 

• die Landesverordnung zur Übertragung der Ermächtigung nach § 13b TierSchG vom 
2. Juli 2015 ermächtigt die Kommunen in Rheinland-Pfalz, entsprechende Verordnungen 
zu erlassen. 

 
4. Voraussetzungen für den Erlass einer Katzenschutzverordnung 
Vor dem Erlass einer Katzenschutzverordnung müssen laut Landesermächtigungsgesetz Rhein-
land-Pfalz folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 
 

• Ausreichende Anzahl freilebender Hauskatzen: Es muss eine nicht näher festgelegte, 
aber signifikante Anzahl freilebender (d. h. halterloser) Hauskatzen im Gebiet der Kom-
mune vorhanden sein. Der Gesetzgeber geht bei dieser Regelung tatsächlich von einzel-
nen Kommunen aus. Falls es Probleme in einzelnen Gemeinden gibt, kann eine Katzen-
schutzverordnung eigentlich auch nur für diese Kommunen und nicht für eine komplette 
VG erstellt werden. 

• Nachweis von Leiden und Schäden: Es müssen erhebliche Schmerzen, Leiden oder 
Schäden bei diesen verwahrlost im Freien lebenden Haustieren festgestellt werden. 

• Erfolgslosigkeit bisheriger Maßnahmen: Bisherige Maßnahmen der Tierschützer vor Ort 
(z. B. ehrenamtliche und spendenfinanzierte Fang- und Kastrationsaktionen) müssen 
erfolglos geblieben sein. 
 

5. Aktuelle Situation in der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
Die Katzenhilfe Mainz hat in den letzten sechs Monaten 87 Fälle von Fundkatzen bzw. herren-
losen Katzen dokumentiert. Diese Zahl deutet auf eine signifikante Population freilebender 
Katzen hin.  
Die Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat seit vielen Jahren einen Vertrag mit dem Tierschutzverein 
Mainz über die Aufnahme von Fundtieren und zahlt hierfür einen jährlichen Beitrag von 3.500 
Euro. 
 
6. Schnelle Vermehrung freilebender Katzen 
Die Population freilebender Katzen kann sich innerhalb kurzer Zeit stark vermehren, da Katzen 
unter günstigen Bedingungen sehr früh geschlechtsreif werden und häufig Nachwuchs bekom-
men.  
 

• Eine Katze kann bereits mit 5 - 6 Monaten geschlechtsreif werden. 

• Katzen können bis zu drei Würfe pro Jahr haben. 

• Ein Wurf umfasst durchschnittlich 3 - 6 Jungtiere, von denen viele selbst in kurzer Zeit 
geschlechtsreif werden. 

• Ohne Eingriffe kann sich eine Population innerhalb weniger Jahre exponentiell 
vermehren. 

 
Beispielrechnung: 
Ein einziges Katzenpaar kann innerhalb von vier Jahren theoretisch über 2.000 Nachkommen 
haben, wenn keine Kastrationsmaßnahmen erfolgen. 
 
Dies führt nicht nur zu einer unaufhaltsamen Vermehrung, sondern auch zu gesundheitlichen 
Problemen für die Katzen, da sie unter schlechten Bedingungen aufwachsen und unter Mangel-
ernährung, Krankheiten und Inzuchtfolgen leiden können. Eine Katzenschutzverordnung mit einer 
Kastrationspflicht ist daher ein wichtiger Beitrag zur langfristigen Regulierung der Population. 
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7. Registrierungsmöglichkeiten für Katzen 
Um die Identifikation von Halterkatzen zu erleichtern und ausgesetzte Tiere einem Besitzer 
zuordnen zu können, ist neben der Kennzeichnung (z. B. per Mikrochip oder Tätowierung) auch 
eine Registrierung in Haustierdatenbanken notwendig. In Deutschland gibt es folgende aner-
kannte Registrierungsmöglichkeiten: 
 

• TASSO e.V. (www.tasso.net) – Europas größtes kostenloses Haustierregister 

• FINDEFIX (www.findefix.com) – Haustierregister des Deutschen Tierschutzbundes 

• Deutsches Haustierregister (www.registrier-dein-tier.de) 
 

Eine Registrierung erleichtert es den Behörden und Tierschutzorganisationen, verlorengegan-
gene oder ausgesetzte Tiere wieder ihren Besitzern zuzuordnen und Fundtiere schneller zu 
vermitteln. 
 

8. Erfahrungen anderer Kommunen 
Unter anderem haben nach unserem aktuellen Kenntnisstand die Verbandsgemeinden Brohltal 
und Maifeld sowie die Städte Worms und Bad Dürkheim entsprechende Verordnungen erlassen. 
Darin werden in der Regel alle Besitzer von freilaufenden Katzen verpflichtet, ihre Tiere kastrie-
ren, kennzeichnen und registrieren zu lassen. 
 

9. Finanzielle Aspekte 
Der Erlass einer Katzenschutzverordnung könnte zu zusätzlichen Kosten für die Verbands-
gemeinde führen, insbesondere wenn Maßnahmen zum Einfangen, Versorgen und Kastrieren 
freilebender Katzen erforderlich sind. 
Allerdings könnten durch die Reduzierung der Katzenpopulation langfristig Kosten eingespart 
werden, beispielsweise durch eine geringere Anzahl von Abgabetieren in Tierheimen. 
Es ist daher notwendig, die erforderlichen Haushaltsmittel im Haushalt 2026 einzuplanen, falls 
der Verbandsgemeinderat sich für den Erlass der Verordnung entscheidet. 
 

10. Fazit der Verwaltung 
Sollte sich die Verbandsgemeinde zur Einführung einer Katzenschutzverordnung entscheiden, 
sollte eine Kastrations-, Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für alle freilaufenden Katzen 
umfassen. Durch diese Maßnahmen kann: 
 

• die unkontrollierte Vermehrung eingedämmt werden, 

• das Leiden der Tiere reduziert werden, 

• die Identifikation und Rückführung von Fundkatzen erleichtert werden, 

• langfristig Kosten für die Gemeinde gesenkt werden. 
 

Es wird vorgeschlagen, die Verordnung zum 1. März 2026 in Kraft treten zu lassen und die erfor-
derlichen Haushaltsmittel entsprechend einzuplanen. 
Der Entwurf einer entsprechenden Katzenschutzverordnung ist angehängt und orientierte sich an 
der Musterverordnung des Tierschutzbeirates RLP. 
 

Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss empfiehlt / der Verbandsgemeinderat beschließt zum 01.03.2026 eine Katzen-
schutzverordnung in Kraft treten zu lassen und die dafür erforderlichen Haushaltsmittel ab 2026 
zur Verfügung zu stellen.  
 

Beratung: 
Der Vorsitzende stellt die Beschlussvorlage zum Erlass einer Katzenschutzverordnung für das 
Gebiet der Verbandsgemeinde Rhein-Selz vor. Der Beschluss sieht vor, die Katzenschutzverord-
nung zum 01.03.2026 in Kraft treten zu lassen und die dafür erforderlichen Haushaltsmittel ab 
dem Haushaltsjahr 2026 bereitzustellen.  
Der Haupt- und Finanzausschuss stimmt der Beschlussvorlage zu. 
 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: 10 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme, 2 Enthaltungen.  
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6. Mitteilungen 

  
 
• Der Vorsitzende, Herr Groth, informiert über das Projekt zur Optimierung und Vereinfachung 

der Jahresabschlüsse in Zusammenarbeit mit der Kommunalberatung. Herr Schaad ergänzt, 
dass die finalen Eckpunkte abgestimmt wurden und nun die ersten Jahresabschlüsse nach 
dem neuen Verfahren erstellt werden. Den Anfang macht der Jahresabschluss der Stadt 
Nierstein, weitere Kommunen folgen parallel. 

 
• Frau Steichele-Guntrum merkt an, dass im Rechnungsprüfungsausschuss die FDP in der 

Verbandsgemeinde nicht verzeichnet sei. Die Verwaltung wird gebeten, dies zu prüfen. 
 
• Die Beigeordnete Frau Wagner berichtet kurz über den aktuellen Stand der Baumaßnahmen 

an den Grundschulen Dolgesheim und Guntersblum. 
 
 
 
 
7. Anfragen 

  
 
Es wurden keine Anfragen gestellt. 
 
 
 
Nach dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
 
  

Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
  

 
Im nichtöffentlichen Teil der Sitzung wurden zwei Personalangelegenheiten beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Martin Groth Satinder Zinßler 
Bürgermeister  
 
 
 


